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Die Impfbereitschaft in der
Schweiz ist stark gestiegen, seit
effektiv auch geimpftwird, stellt
Michael Hermann vom For-
schungsinstitut Sotomo fest. In
seinerOnlinebefragunggaben im
März 72 Prozent an, sich impfen
zu lassen.Daruntersind9Prozent,
die bereits eine oder zwei Dosen
erhalten haben. Vor einem hal-
ben Jahr sah es noch anders aus.
ImOktober zeigten sich lediglich
49 Prozent zur Impfung bereit.

Sollte diese hohe Bereitschaft
anhalten, könnte das Impfziel
des Bundeswanken,wonach bis
Ende Juli alle Impfbereiten im-

munisiert sind. Der Zuger Kan-
tonsarzt Rudolf Hauri bestätig-
te gestern vor den Medien seine
vor einigen Monaten geäusserte
Aussage, dass es Herbst werde,
bis alle Impfbereiten die zweite
Dosis erhalten hätten.

Die Organisation der Impf-
kampagne sei komplex,vor allem
für die grösseren Kantone, sagte
Hauri, der Präsident der Vereini-
gung der Kantonsärzte. In den
erstenMonaten sei die erwartete
Zahl der Impfdosen nicht einge-
troffen. Nun die nötige Infra-
struktur aufzubauen, brauche
Zeit. Deshalb sei seine Aussage,

wonach es bis zurDurchimpfung
bis im Herbst dauere, realis-
tisch. Die grosse Mehrheit werde
zwar bereits früher geimpft sein,
manche aber erstmit einerDosis.

689’178 vollständig Geimpfte
Virginie Masserey vom Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) hielt
fest, dass ihr Amt immer noch
am Impfziel Sommer festhalte.
Insgesamt wurden bis Sonntag
2’299’125 Impfdosen an die Kan-
tone und Liechtenstein ausgelie-
fert. Davon wurden 1’815’117 Do-
senverabreicht. 689’178Personen
sind bereits vollständig geimpft.

Gemäss der Sotomo-Umfrage ist
die Impfbereitschaft unter den
Männern mit 76 Prozent etwas
grösser als bei den Frauen mit
68 Prozent. Laut Hermann äus-
serten Frauen häufiger Beden-
ken zumöglichenNebenwirkun-
gen der Impfung. 27 Prozent der
Frauen wollen sich nicht oder
eher nicht impfen lassen, bei den
Männern sind es 18 Prozent.

Die ältere Bevölkerung zeigt
eine deutlich höhere Impfbereit-
schaft als die jüngere.Doch selbst
von den 15- bis 24-Jährigen
wollen sich zwei Drittel impfen
lassen. Die Jüngeren geben als

Motivation für eine Impfung vor
allem an, wieder ein normales
Leben führen und wieder reisen
zuwollen. Laut Hermann gibt es
ein grosses Bewusstsein für die
verschiedenen Typen des Impf-
stoffes.Diemeistenwollten einen
RNA-Impfstoff, wobei es für sie
weniger eine Rolle spiele, von
welchem Hersteller dieser sei.

Dem BAG sind gestern 2241
neue Coronavirus-Ansteckungen
gemeldet worden. Gleichzeitig
wurden 10 neue Todesfälle und
82 Spitaleinweisungen regist-
riert. Die Positivitätsrate be-
trägt 8,8 Prozent bei 25’447 neu

gemeldeten Tests. Laut Hauri
scheinen die Fallzahlen auf
einem zwar zu hohen Niveau zu
stagnieren. Aber das Gute sei,
dass ein steiler Anstieg in der
dritten Welle bisher ausgeblie-
ben sei, sagte Hauri.

Die geltenden Massnahmen
schienen eine gewisse Brems-
wirkung zu haben, obwohl die
ansteckenderenMutationen nun
dominierten. Auch die ausge-
dehntenTests, insbesondere die
Reihentests, trügen zur Ein-
dämmung bei.

Markus Brotschi

Impfkampagne dauert wohl bis imHerbst
Grosse Kantone brauchen Zeit Der oberste Kantonsarzt Rudolf Hauri dämpft Erwartungen auf entspannte Sommerferien.
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Es gibt sie doch, die Lobby für
junge Menschen in der Schweiz.
Seit den Unruhen in St. Gallen
am Osterwochenende sind zu-
nehmend Stimmen zu hören, die
für die Jugendlichen kämpfen.

Bettina Junker, Geschäftslei-
terin von Unicef Schweiz und
Liechtenstein, sagt: «UmKindern
und Jugendlichen das Recht auf
Entwicklung zu ermöglichen,
sollteman darüber nachdenken,
wie man ihnen Freiheiten zuge-
stehen und die ältere Bevölke-
rung trotzdem schützen kann.»
Und Barbara Schmid-Federer,
Präsidentin von Pro Juventute,
sagt: «Die meisten jungen Men-
schen zeigten sich während der
Pandemiemit älteren Leuten so-
lidarisch. Jetzt müssen wir uns
mit ihnen solidarisch zeigen.»

Der Leidensdruck von Kin-
dern und Jugendlichen ist seit
der zweiten Corona-Welle im
Herbst gestiegen.Die Beratungs-
stelle 147.ch von Pro Juventute
verzeichnete bei Anfragen zum
Thema «Einsamkeit» einen An-
stieg von 37 Prozent imVergleich
mit dem Vorjahr, beim Thema
«Freunde verlieren» waren es
93 Prozent. Beratungen bei psy-
chischen Erkrankungen haben
um 40 Prozent zugenommen.

Die Fachpersonen fordern,
dass die Politik handelt. Sofort.
JungeMenschen sollen eine Per-
spektive haben, Freiräume ge-
niessen, Mitsprache erhalten.
Was heisst das konkret – gerade
im Hinblick auf die Bundesrats-
sitzung am Mittwoch?Wie kon-
kret kann den Jungen in dieser
Phase geholfen werden?

1 Politische Mitsprache
Das politische Mitspracherecht
kanngegendieOhnmacht helfen,
die viele Jugendliche empfinden.
Bettina Junker von Unicef sagt:
«JungeMenschenwollen ihre Zu-
kunft mitprägen und mitgestal-
ten.Wir Erwachsenen sollten ih-
nenaufAugenhöhebegegnenund
mit ihnen, statt über sie reden.»

Die Jungparteien der Grünen,
Grünliberalen, SP,Mitte und EVP
haben in einem offenen Brief an
den Bundesrat einen Beirat ge-
fordert. Dieser soll aus Vertrete-
rinnen undVertretern aller Jung-
parteien, Jugendverbände und
anderen Organisationen be-
stehen und bei der Bewältigung
der Pandemie involviert sein.
Tobias Vögeli, Co-Präsident der

Jungen GLP Schweiz, sagt: «Wir
wollen gemeinsammit demBun-
desrat Lösungen finden,wieman
die Stimmen der Jungen besser
einbinden kann.» Die Stimmen
könnten auch im Rahmen der
Vernehmlassungsverfahren ein-
geholt werden.

2 Mögliche Lockerungen
Kinderund Jugendliche brauchen
eine Perspektive. Sie brauchen
dieAussicht, dass die Krise endet.
Und das Gefühl, dass sie auch
während der Pandemie einen
Platz in der Gesellschaft haben.

Vögeli von der Jungen GLP sagt:
«Hilfreichwäre ein Zeitplan, der
aufzeigt, was für sie unter wel-
chenUmständenwiedermöglich
sein könnte.»

Die Jungparteien fordern im
offenen Brief, dass Lockerungs-
schritte für Jugendliche erwägt
werden – unter strenger Test-
und Tracingstrategie. Zum Bei-
spiel anHochschulen, in Hallen-
bädern, Sportanlagen. Vögeli
sagt: «Wenn die Massentests
institutionalisiert sind,wird dies
auch eher zu einer Abflachung
der Infektionen führen.»

Der Bundesrat hatte per
1. März erlaubt, dass junge Men-
schen bis 20 Jahre sportliche und
kulturelle Aktivitäten ausüben
dürfen. Junker von Unicef und
Schmid-Federer von Pro Juven-
tute schlagenvor, dieAltersgren-
ze anzuheben – auf 25 Jahre.

Barbara Schmid-Federer sagt,
man müsse kreativ werden.
«Warumnicht bei den Lockerun-
gen zuerst einenGrossanlass nur
für Jugendliche und junge Er-

wachsene durchführen,mit strik-
terTestpflicht?» JährlicheAnlässe
wie dieOpenAirs imSommersei-
en für Jugendliche jeweils ein
Highlight. Fallen sie weg, fallen
auchdie Strukturenweg, indenen
sich Heranwachsende bewegen.

3 Psychologische Soforthilfen
Die Jugendpsychiatrien sind
komplett ausgelastet, nieder-
schwellige Beratungsangebote
sind oftmals zu wenig bekannt.
Die Jungparteien schreiben im
Brief: Es braucht ein grösseres
Hilfsangebot undUnterstützung
für Jugendlichemit psychischen
Problemen.

Im Dezember hat das Parla-
ment einen Bundeskredit zur
Stärkung des Kinderschutzes
und der Förderung der Kinder-
rechte gesprochen: zwei Millio-
nen Franken. Doch Barbara
Schmid-Federersagt: «Esbraucht
mehr Geld.» Ein Drittel der jün-
geren Schülerinnen und Schüler
sei in der Pandemie abgehängt
worden. Schulpsychologische

und heilpädagogische Dienste
müssten ausgebautwerden. Bet-
tina JunkervonUnicef sagt, auch
Kantone und Gemeinden müss-
ten investieren: «Die psycho-
soziale Versorgung junger Men-
schen ist elementar.»

4 Berufsbegleitung stärken
Jugendliche, die besonders ver-
letzlich sind, werden von der
Pandemie hart getroffen. Sie ste-
hen häufig vor demÜbergang in
die Berufsbildung oder befinden
sich im Bewerbungsprozess, sie
fühlen sich orientierungslos.
Oder sie sind bereits in der
Berufsbildung, wo sich Lücken
bei ihrerBildung auftun.Oder sie
haben weder eine Ausbildung
noch eineArbeit und drohen so-
zial ausgeschlossen zu werden.

Es gibt Lösungsansätze. Die
Junge GLP hat im vergangenen
Jahr eine Überbrückungsrente
für Junge vorgeschlagen. Lehr-
betriebe und Arbeitgeber von
jungenAngestellten sollen jenen
Betrag des Corona-Kredits nicht

zurückzahlen müssen, der den
Lohnkosten für dieAuszubilden-
den entspricht. Kantonale Be-
rufsbildungsämter sollen mit
Unternehmen in Kontakt treten
und sie motivieren, Lehrstellen
zu schaffen. Und der Bund soll
einmalig 150 Millionen Franken
sprechen, damit Lernende in
Lehrbetrieben mit finanziellen
Schwierigkeiten die Ausbildung
beenden können.

Die Jungen Grünen schlagen
eine Pflicht für Unternehmen
vor,Ausbildungsplätze zu erhal-
ten, sofern sie Finanzhilfe von
Bund und Kantonen bekommen.
Es sollen Bildungsgutscheine für
arbeitslose Junge eingeführt, der
Leistungsdruck in der Ausbil-
dung verringert werden – durch
angepassteAbschlussprüfungen,
längere Fristen, mehr Freizeit.

Die Jungparteien schreiben im
offenenBrief: «Wirmöchtendiese
Krise gemeinsammeistern. Über
einenAustauschmit demBundes-
rat würdenwir uns sehr freuen.»
Sie warten auf eine Antwort.

Jetzt fordern auch die Jungen Lockerungen
Wegen Corona-Stress Einsamkeit, Schulprobleme, Ohnmachtsgefühle:
Jugendliche leiden stark unter der Pandemie. Diese vier Massnahmen könnten ihnen helfen.

«Die psychosoziale
Versorgung
jungerMenschen
ist elementar.»

Bettina Junker
Geschäftsleiterin von Unicef
Schweiz und Liechtenstein

Sie sind für die Heranwachsenden Highlights und geben ihnen Struktur: Jährliche Anlässe wie das Open Air St. Gallen von 2019. Foto: Oskar Moyano


